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Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Bundessozialhilfegesetzes 
— Drucksache 10/3079 — 


A. Problem 

I. Die künftige Bemessung der Regelsätze in der Sozialhilfe 
nach dem von der Konferenz der Minister und Senatoren 
für Arbeit und Soziales der Länder befürworteten neuen 
Warenkorb bringt für ältere Hilfeempfänger ab dem 60. Le- 
bensjahr und für Alleinerziehende mit einem noch nicht 
schulpflichtigen Kind noch keine ausreichende Hilfe zum 
Lebensunterhalt. Für diese Personengruppen ist ein Mehr- 
bedarfszuschlag im Gesetz nicht vorgesehen, und sie ha- 
ben auch nicht die Möglichkeit, auf dem Weg über die Hilfe 
zur Arbeit eine höhere laufende Hilfe zu erlangen. 

II. Die Erhöhung der Regelsätze eines Haushaltsvorstandes 
gemäß dem neuen Bedarfsmengenschema führt zu einem 
entsprechenden Anstieg der Einkommensgrenzen für die 
Hilfe in besonderen Lebenslagen. Dadurch würde die Ei- 
genbeteiligung der Hilfeempfänger stark zurückgehen; die 
Kosten für die Hilfe in besonderen Lebenslagen müßten in 
weitaus höherem Maße als bisher von den Trägern der 
Sozialhilfe aufgebracht werden. Dies ist sozialpolitisch 
nicht geboten, würde aber die Finanzierungsprobleme der 
Träger der Sozialhilfe so sehr verstärken, daß auch die 
Umsetzung des neuen Warenkorbs fraglich wäre. 


B. Lösung 

1. Einführung eines Mehrbedarfs von 20 v. H. des maßgeben- 
den Regelsatzes für Hilfeempfänger ab dem 60. Lebens- 
jahr und für Alleinerziehende mit einem Kind unter sieben 
Jahren. 
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2. Ausweisung der Grundbeträge, die Bestandteil der Ein- 
kommensgrenzen für die Hilfe in besonderen Lebenslagen 
sind, als Festbeträge, die jährlich entsprechend der Ent- 
wicklung der allgemeinen Bemessungsgrundlage in der 
Rentenversicherung der Arbeiter angepaßt werden. 

Mehrheitsbeschluß 


C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD schlägt vor, die Grundbeträge der Ein- 
kommensgrenzen für die Hilfe in besonderen Lebenslagen ab 
l.Juli 1985 nicht um 3v. H., sondern um rund 7,8 v.H. zu er- 
höhen. 


D. Kosten 

Die Umsetzung des neuen Warenkorbs und die Gesetzesände- 
rung verursachen für die Träger der Sozialhilfe bundesweit 
Mehrkosten in Höhe von jährlich insgesamt 281 Mio. DM. 
Hinzu kommen Mehrkosten in der Kriegsopferfürsorge von 
jährlich etwa 13,2 Mio. DM. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/3079 — mit der Maßgabe, daß Artikel 1 

Nr. 5 folgende Fassung erhält: 

,5. Nach § 81 wird folgender § 82 eingefügt: 

„§ 82 

Änderung der Grundbeträge 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit setzt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Grundbeträge 
nach den §§ 79 und 81 Abs. 1 und 2 jährlich, erstmals mit Wirkung vom 1. Juli 
1986, entsprechend der Entwicklung der allgemeinen Bemessungsgrundlage 
in der Rentenversicherung der Arbeiter (§ 1255 Abs. 2 der Reichsversiche- 
rungsordnung) neu fest.“ ‘ 

im übrigen unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 22. Mai 1985 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Dr. Hoffacker Eimer (Fürth) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Eimer (Fürth) 


Der Deutsche Bundestag hat den vom Bundesrat 
eingebrachten Gesetzentwurf in seiner 132. Sitzung 
am 18. April 1985 an den Ausschuß für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit federführend, an den Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung zur Mitbera- 
tung sowie an den Haushaltsausschuß zur Mitbera- 
tung und gemäß § 96 der Geschäftsordnung über- 
wiesen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
dem Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 20. Mai 
1985 mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktio- 
nen der CDU/CSU, SPD und FDP bei Gegenstimme 
eines Mitglieds der Fraktion DIE GRÜNEN zuge- 
stimmt. Er hat jedoch die jährliche Anpassung der 
Grundbeträge nach §§79 und 81 Abs. 1 und 2 ent- 
sprechend der Entwicklung der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage in der Rentenversicherung der 
Arbeiter empfohlen. Keine Mehrheit fand dagegen 
eine von der Fraktion der SPD vorgeschlagene Stel- 
lungnahme, mit der die Bundesregierung zusätzlich 
aufgefordert werden sollte, baldmöglichst konkrete 
Vorschläge für die Wiederheranführung der Regel- 
sätze gemäß § 22 BSHG an das Bedarfsdeckungs- 
prinzip sowie für eine wirksame Entlastung der 
kommunalen Sozialhilfeträger durch eine deutliche 
Verbesserung der Leistungen für Arbeitslose vorzu- 
legen; außerdem sah der Stellungnahmeentwurf 
vor, die im Bundesratsentwurf vorgeschlagene Um- 
wandlung der bisher an die Regelsätze gekoppelten 
Einkommensgrenzen gemäß §§79 und 81 in Festbe- 
träge so zu gestalten, daß sie in vollem Umfang der 
diesem Entwurf zugrundeliegenden Umsetzung des 
neuen Warenkorbes ab 1. Juli 1985 entspricht. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
24. April 1985 dem Gesetzentwurf zugestimmt und 
die Vereinbarkeit mit dem Bundeshaushalt festge- 
stellt. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat den Gesetzentwurf am 24. April und 15. Mai 
1985 beraten und die Beratungen am 22. Mai 1985 
abgeschlossen. Er hat mit der Mehrheit der Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und FDP bei 
einer Gegenstimme des Mitglieds der Fraktion DIE 
GRÜNEN und Stimmenthaltung der Fraktion der 
SPD empfohlen, den Gesetzentwurf mit der in der 
Beschlußempfehlung genannten Änderung anzu- 
nehmen. 

Ausgangspunkt des Gesetzentwurfs ist das Vorha- 
ben der Länder, der Festsetzung der Regelsätze ab 
1. Juli 1985 einen neuen Warenkorb zugrundezule- 
gen und dabei zugleich veränderten Verbraucherge- 
wohnheiten Rechnung zu tragen. Da für Hilfeemp- 
fänger ab Vollendung des 60. Lebensjahres und für 
Alleinerziehende mit einem Kind unter sieben Jah- 
ren die laufende Hilfe zum Lebensunterhalt auch 
bei Zugrundelegung des neuen Warenkorbs nicht 
ausreichend erscheint, sieht der Gesetzentwurf für 


diese Personengruppen die Anerkennung eines 
Mehrbedarfs vor. 

Die Erhöhung der Regelsätze würde bei Beibehal- 
tung des geltenden Rechtszustandes zu einer insge- 
samt überhöhten Anhebung der Einkommensgren- 
zen für die Hilfe in besonderen Lebenslagen führen. 
Die Eigenbeteiligung der Hilfeempfänger würde 
stark zurückgehen; andererseits würden die Sozial- 
hilfeträger hierdurch finanziell erheblich belastet 
werden. Um dies zu vermeiden, sieht der Gesetzent- 
wurf vor, die Grundbeträge der Einkommensgren- 
zen vom Regelsatz des Haushaltsvorstands abzu- 
koppeln, sie im Gesetz als Festbeträge mit Erhö- 
hung um 3 V. H. gegenüber der jetzigen Höhe auszu- 
weisen und im Zwei-Jahres-Rhythmus entspre- 
chend der Entwicklung der allgemeinen Bemes- 
sungsgrundlage in der Rentenversicherung der Ar- 
beiter anzupassen. 

Bei den Beratungen im Ausschuß für Jugend, Fami- 
lie und Gesundheit begrüßten die Mitglieder der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP den vom Bun- 
desrat vorgelegten Gesetzentwurf. Sie gingen bei 
ihrer Beschlußempfehlung davon aus, daß alle Bun- 
desländer bereit seien, den Warenkorb zu verbes- 
sern und die Regelsätze dementsprechend — wenn 
auch mit Unterschieden in der Höhe der Anpassung 
— zu erhöhen. Sie schlossen sich insbesondere der 
Auffassung an, daß zur Vermeidung einer unver- 
tretbaren Belastung der Sozialhilfeträger die mit 
dem Entwurf vorgeschlagene neue Berechnung der 
Einkommensgrenzen für die Hilfe in besonderen 
Lebenslagen verwirklicht werden müßte. Allerdings 
hielten sie es für angezeigt, die Grundbeträge ent- 
sprechend der Anregung der Bundesregierung in 
ihrer Stellungnahme zum Gesetzentwurf in Druck- 
sache 10/3079 nicht im Zwei-Jahres-Rhythmus, son- 
dern jährlich anzupassen. Begrüßt wurde schließ- 
lich auch die zusätzliche Hilfe für bedürftige Perso- 
nen ab dem 60. Lebensjahr und für Alleinerzie- 
hende mit einem Kind unter sieben Jahren. Insge- 
samt haben die Koalitionsfraktionen auf die erheb- 
lichen Kosten für die Träger der Sozialhilfe von ins- 
gesamt 281 Mio. DM hingewiesen; es sei allerdings 
zu beachten, daß durch andere gesetzgeberische 
Maßnahmen wiederum eine Entlastung der Sozial- 
hilfeträger eintrete, zum Beispiel durch die Verlän- 
gerung der Arbeitslosengeldzahlungen für langfri- 
stig Arbeitslose, die Wiedergewährung von Kinder- 
geld für junge, arbeitslose Erwachsene unter 21 
Jahren oder die geplante Anhebung des Wohngel- 
des. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD im Ausschuß 
kritisierten die Einführung fester Grundbeträge für 
die Ermittlung der Einkommensgrenze für die Hilfe 
in besonderen Lebenslagen. Selbst wenn man der 
vorgeschlagenen Umwandlung in Festbeträge folge, 
müßten diese aber so erhöht werden, daß sie dem 
dem Bundesratsentwurf zugrundeliegenden Waren- 
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korb entsprechen. Sie müßten deshalb, wie dement- 
sprechend in einem Änderungsantrag der Fraktion 
zu Nummer 3 Buchstabe a, Nummer 4 Buchstaben a 
und b des Bundesratsentwurfs vorgesehen wurde, 
nicht um durchschnittlich 3 v. H., sondern um rund 
8 V. H. erhöht werden. Anderenfalls würden die El- 
tern pflegebedürftiger, behinderter Kinder in so- 
zial- und familienpolitisch unvertretbarer Weise 
von den angestrebten Verbesserungen ausgeschlos- 
sen. 

Gleichwohl haben die Mitglieder der Fraktion der 
SPD bei der Schlußabstimmung im Ausschuß nicht 
gegen den Gesetzentwurf gestimmt, sondern sich 
der Stimme enthalten, um den — wenn auch ihrer 
Meinung nach unzureichenden — Leistungsverbes- 
serungen für die Sozialhilfeempfänger nicht im 
Wege zu stehen. 

Zusätzlich haben die Mitglieder der Fraktion der 
SPD beantragt, in § 76 BSHG neben den Leistungen 
nach diesem Gesetz und der Grundrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz auch Renten, die in ent- 
sprechender Anwendung der Vorschriften des Bun- 
desversorgungsgesetzes über die Grundrente ge- 
währt werden, und Renten, die den Opfern national- 
sozialistischer Verfolgung wegen einer durch die 
Verfolgung erlittenen Gesundheitsschädigung ge- 
währtwerden, bis zur Höhe des Betrages, der in der 
Kriegsopferversorgung bei gleicher Minderung der 
Erwerbstätigkeit als Grundrente gewährt würde. 


vom anrechenbaren Einkommen auszunehmen. 
Dies würde vor allem Sinti und Roma zugute kom- 
men, die in Konzentrationslager deportiert worden 
waren. Die gegenwärtige Regelung stelle eine nicht 
zu rechtfertigende Ungleichbehandlung der NS- 
Verfolgten im Vergleich zu den Kriegsopfern dar. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN im Ausschuß lehnte 
den Gesetzentwurf des Bundesrates als völlig unzu- 
reichend ab. Sie stellte eine Reihe von Änderungs- 
anträgen, die im wesentlichen auf eine Beibehal- 
tung der bisherigen Koppelung der Grundbeträge 
für die Hilfe in besonderen Lebenslagen mit dem 
Eckregelsatz und auf eine 30%ige Erhöhung der Re- 
gelsätze und Einkommensgrenzen zu Lasten des 
Bundes hinausliefen. 

Der Ausschuß lehnte die Änderungsanträge der 
Fraktion der SPD mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP, teilweise auch der Fraktion 
DIE GRÜNEN ab. Hinsichtlich der beantragten Än- 
derung zu § 76 BSHG wiesen die Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP darauf hin, daß der vorliegende 
Gesetzentwurf, der in Kürze in Kraft treten solle, 
bei aller Würdigung des Sachanliegens nicht durch 
eine Regelung, die in ihren rechtlichen und finan- 
ziellen Auswirkungen nicht zu überblicken sei, in 
Frage gestellt werden dürfe. 

Die Änderungsanträge der Fraktion DIE GRÜNEN 
wurden von den übrigen drei Fraktionen im Aus- 
schuß abgelehnt. 


Bonn, den 22. Mai 1985 


Eimer (Fürth) 

Berichterstatter 
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